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BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1954 Ausgegeben am 21. Dezember 1954 57. Stück

2 6 0 . Verordnung: Dienstzweigeverordnung für Wachebeamte im Bundesdienst.

2 6 0 . Verordnung der Bundesregierung vom
12. Oktober 1954 zur Durchführung der Be-
stimmungen des Gehaltsüberleitungsgesetzes
über die Dienstzweige, die Amtstitel und die
Erfordernisse zur Erlangung von Dienst-
posten im Wachedienst (Dienstzweigeverord-
nung für Wachebeamte im Bundesdienst).

Auf Grund des § 6 Abs. 2 und 3 und des
§ 9 des Gehaltsüberleitungsgesetzes, BGBl.
Nr. 22/1947, in der Fassung des Bundesgesetzes
vom 8. Juli 1953, BGBl. Nr. 105, wird ver-
ordnet:

Abschnitt I.

§ 1. Gegenstand dieser Verordnung ist die
Festsetzung der Dienstzweige für Wachebeamte
und ihre Zuweisung zu den Verwendungsgrup-
pen, die Festsetzung der Amtstitel für die Dienst-
posten dieser Dienstzweige und die Festsetzung
der besonderen Erfordernisse, die, abgesehen von
den allgemeinen Erfordernissen für die Auf-
nahme in den Bundesdienst, die Voraussetzung
für die Erlangung von Dienstposten und für die
Definitivstellung in den Dienstzweigen (beson-
dere Anstellungserfordernisse) bilden.

§ 2. Eine unterschiedliche Behandlung der
Wachebeamten männlichen und weiblichen Ge-
schlechtes findet nur insofern statt, als dies aus-
drücklich bestimmt ist.

Abschnitt II.

D i e n s t z w e i g e .

§ 3. Die Dienstzweige für Wachebeamte und
ihre Zuweisung zu den Verwendungsgruppen
werden durch die dieser Verordnung als Anlage
angefügte „ D i e n s t z w e i g e o r d n u n g f ü r
W a c h e b e a m t e im B u n d e s d i e n s t "
(im folgenden kurz „Dienstzweigeordnung" ge-
nannt) bestimmt.

Abschnitt III.

A m t s t i t e l .

§ 4. Die Dienstzweigeordnung bestimmt ferner
die Amtstitel, die mit den Dienstposten der
Dienstzweige für Wachebeamte verbunden sind.

§ 5. Bei Beamten des rechtskundigen Dienstes,
die in einem Wachekörper verwendet werden,
tritt dadurch eine Änderung in ihrer dienstrecht-
lichen Stellung nicht ein.

§ 6. Beamte im provisorischen Dienstverhält-
nis führen den mit ihrem Dienstposten verbun-
denen Amtstitel unter Voranstellung des Wortes
„Provisorischer".

§ 7. (1) Anläßlich der Versetzung in den Ruhe-
stand oder des Übertrittes in den Ruhestand
kann Wachebeamten der nächsthöhere Amtstitel
ihrer Verwendungsgruppe und Dienstposten-
gruppe, und, wenn ein solcher Amtstitel nicht
vorhanden ist, der Amtstitel der nächsthöheren
Dienstpostengruppe innerhalb derselben Ver-
wendungsgruppe verliehen werden.

(2) Aus dem gleichen Anlaß kann auch Wache-
beamten der Dienstklasse 4 der Verwendungs-
gruppe W 3 der Amtstitel der Dienstklasse 3 der
Verwendungsgruppe W 2 verliehen werden.

Abschnitt IV.

Besondere E r f o r d e r n i s s e zur Anstellung
und Erlangung von Dienstposten höherer Ver-

wendungsgruppen.

§ 8. (1) Die in den Abschnitten I der Dienst-
zweigeordnung für die einzelnen Verwendungs-
gruppen bestimmten Erfordernisse gelten, soweit
nicht in den Abschnitten II der Dienstzweige-
ordnung für einzelne Dienstzweige etwas anderes
bestimmt ist, für alle Dienstzweige der betreffen-
den Verwendungsgruppe.

(2) Die Abschnitte II der Dienstzweigeordnung
bestimmen die Erfordernisse, die für einzelne
Dienstzweige oder im Hinblick auf die mit
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bestimmten Dienstposten verbundenen besonderen
Aufgaben für solche Dienstposten neben den in
den Abschnitten I der Dienstzweigeordnung fest-
gesetzten Erfordernissen oder an ihrer Stelle
nachzuweisen sind. Sie enthalten ferner für ein-
zelne Dienstzweige oder Dienstposten geltende
nähere Bestimmungen über die in den Abschnit-
ten I der Dienstzweigeordnung vorgeschriebenen
Erfordernisse.

(3) Die Verleihung eines Dienstpostens eines
Dienstzweiges an einen Beamten eines anderen
Dienstzweiges ist hinsichtlich der Anstellungs-
erfordernisse während der Dauer des provisori-
schen Dienstverhältnisses einer Anstellung, im
definitiven Dienstverhältnis einer Definitiv-
stellung im neuen Dienstzweig gleichzuhalten.

§ 9. Inwieweit die Erlangung eines höheren
Dienstpostens eines Dienstzweiges vom Nachweis
der erfolgreichen Ablegung einer weiteren Prü-
fung abhängig ist, bestimmt das zuständige
Bundesministerium.

§ 10. Der Nachweis der Absolvierung einer
Schule oder der Ablegung einer Prüfung ist durch
staatsgültige Zeugnisse zu erbringen.

§ 11. Die Vorschrift für die Ausbildung der
Wachebeamten und für die Ablegung von
Dienstprüfungen erläßt das zuständige Bundes-
ministerium im Einvernehmen mit dem Bundes-
kanzleramt.

§ 12. (1) Vom Mangel eines in der Dienst-
zweigeordnung festgesetzten Erfordernisses kann
— soweit diese Verordnung nichts anderes be-
stimmt — aus dienstlichen Gründen von der
Bundesregierung auf im Einvernehmen mit dem
Bundeskanzleramt vom zuständigen Bundesmini-
sterium gestellten Antrag Nachsicht gewährt
werden, wenn ein gleichgeeigneter Bewerber des-
selben Wachekörpers, der allen Erfordernissen
entspricht, nicht vorhanden ist.

(2) Bei der Übernahme eines Wachebeamten
in einen anderen Wachekörper kann, sofern sich
aus dieser Verordnung nichts anderes ergibt, der
für den neuen Wachekörper zuständige Bundes-
minister bestimmen, inwieweit die im neuen
Wachekörper für die betreffende Verwendungs-
gruppe vorgeschriebene Ausbildung durch -die
im bisherigen Wachekörper für dieselbe oder
eine höhere Verwendungsgruppe zurückgelegte
Ausbildung ersetzt wird.

Abschnitt V.

A l l g e m e i n e Ü b e r g a n g s b e s t i m -
m u n g e n .

§ 13. (1) Wachebeamte führen, soweit im fol-
genden nichts anderes bestimmt wird, ab dem

Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Verordnung
den ihnen nach dieser Verordnung zustehenden
Amtstitel nach Maßgabe des ihnen verliehenen
Dienstpostens.

(2) Wachebeamte, die sich im Zeitpunkt des
Inkrafttretens dieser Verordnung bereits in
einem öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis be-
finden, erreichen einen höheren Amtstitel ihrer
Verwendungsgruppen nach den bisher in Geltung
gestandenen Bestimmungen, wenn diese günsti-
ger sind als die Bestimmungen der Dienstzweige-
ordnung.

§ 14. (1) Die bis zur Erlassung neuer Vor-
schriften nach den in Geltung stehenden Vor-
schriften über Dienstprüfungen abgelegten Prü-
fungen für die Definitivstellung und für die Er-
langung von Dienstposten der einzelnen Ver-
wendungsgruppen gelten als Erfüllung der nach
dieser Verordnung hinsichtlich der Dienst-
prüfungen festgesetzten Erfordernisse.

(2) Wachebeamte, • denen anläßlich ihrer Ernen-
nung für die Erbringung des Nachweises der Ab-
solvierung einer mittleren Lehranstalt im Sinne
des Teiles A Abschnitt I Abs. 2 oder 3 der
Dienstzweigeordnung oder einer vorgeschriebe-
nen Prüfung ein Aufschub gewährt wurde, kön-
nen vor erfolgreicher Ablegung der aufgescho-
benen Prüfung nicht auf einen Dienstposten einer
höheren Dienstpostengruppe oder Dienstklasse
ernannt werden.

Abschnitt VI.

Ü b e r g a n g s b e s t i m m u n g e n f ü r d e n
G e n d a r m e r i e d i e n s t ( L e i t e n d e Be-
a m t e ) u n d d e n S i c h e r h e i t s w a c h -

d i e n s t ( L e i t e n d e B e a m t e ) .

§ 15. (1) Ist der nunmehr in der Dienstposten-
gruppe VI vorgesehene Amtstitel ein niedri-
gerer Amtstitel, so führt der Wachebeamte
seinen bisherigen Amtstitel weiter.

(2) Wachebeamte, die im Zeitpunkt des In-
krafttretens dieser Verordnung den Amtstitel
„Gendarmeriestabsrittmeister" oder „Polizei-
stabsrittmeister" führen, sind zur weiteren Füh-
rung dieses Amtstitels berechtigt.

(3) Bei Wachebeamten, die sich im Zeitpunkt
des Inkrafttretens dieser Verordnung in der Ver-
wendungsgruppe W 1 befinden oder ihre höhere
Fachausbildung bis 31. Dezember 1954 erfolg-
reich abschließen, kann das zuständige Bundes-
ministerium im Einvernehmen mit dem Bundes-
kanzleramt die in der Dienstzweigeordnung vor-
gesehene Wartefrist für die Erreichung des Amts-
titels „Rittmeister" verkürzen.

(4) Wachebeamte, die die gehobene Fachausbil-
dung bis 31. Dezember 1954 erfolgreich
abschließen, führen ab der Wirksamkeit ihrer
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Ernennung in die Verwendungsgruppe W 1 den
Amtstitel „Gendarmerieoberleutnant" („Polizei-
oberleutnant").

Abschnitt VII.

Ü b e r g a n g s b e s t i m m u n g e n f ü r d e n
Z o l l w a c h d i e n s t ( L e i t e n d e B e a m t e ) .

§ 16. (1) Für die Zollwachbeamten, die sich
bereits in der Verwendungsgruppe W 1 befinden,
setzt das Bundesministerium für Finanzen im
Einvernehmen mit dem Bundeskanzleramt im
Einzelfall mit Wirksamkeit vom Tage des In-
krafttretens dieser Verordnung den Amtstitel

gemäß Teil A Abschnitt II der Dienstzweige-
ordnung fest.

(2) Für die Zollwachbeamten, die im Zeit-
punkt des Inkrafttretens dieser Verordnung min-
destens die Gehaltsstufe 13 der Verwendungs-
gruppe W 1 Dienstpostengruppe VI erreicht
haben, kann hiebei der Amtstitel „Zollwach-
stabsinspizient" festgesetzt werden.

(3) § 15 Abs. 3 und 4 findet auf Zollwach-
beamte sinngemäß Anwendung.

Raab Schärf Helmer Gerö

Kolb Maisel Kamitz Thoma

Illig Waldbrunner Figl

Anlage

Dienstzweigeordnung.

TEIL A:

D i e n s t p o s t e n d e r V e r w e n d u n g s -
g r u p p e W 1..

Abschnitt I.

Gemeinsame Bestimmungen über die besonderen
Erfordernisse zur Erlangung von Dienstposten

in der Verwendungsgruppe W 1.

(1) Erfordernis für die Erlangung von Dienst-
posten der Verwendungsgruppe W 1 ist

1. die erfolgreiche Absolvierung einer mittleren
Lehranstalt;

2. eine praktische Erprobung im Exekutiv-
dienst;

3. die allgemeine persönliche Eignung zum
leitenden Wachebeamten;

4. eine mindestens sehr gute Gesamtbeurteilung
für das der Zulassung zum gehobenen Fach-
kurs und für das der Ernennung voran-
gehende Kalenderjahr;

5. die volle physische Eignung für den Exekutiv-
dienst; das zuständige Bundesministerium
kann im Einvernehmen mit dem Bundes-
kanzleramt von diesem Erfordernis Nach-
sicht erteilen, wenn der Mangel der vollen
Exekutivdiensttauglichkeit auf einen amtlich
festgestellten Dienstunfall oder auf eine im
Dienst erlittene gesundheitliche Schädigung
zurückzuführen ist und eine Verwendungs-
möglichkeit als leitender Wachebeamter noch
gegeben ist;

6. ein Lebensalter von höchstens 34 Jahren zu
Beginn der gehobenen Fachausbildung;

7. die erfolgreiche Ablegung der im Ab-
schnitt II bestimmten gehobenen Fach-
prüfung.

(•2) Unter einer mittleren Lehranstalt im Sinne
des Abs. 1 sind Mittelschulen (Gymnasien
aller Art, Realschulen und Oberschulen), Lehrer-
und Lehrerinnenbildungsanstalten einschließlich
der Bildungsanstalten für Frauengewerbe- und
Hauswirtschaftsschullehrerinnen, höhere Handels-
schulen (Handelsakademien), höhere Abteilungen
an gewerblichen Lehranstalten, landwirtschaft-
liche Mittelschulen, forstliche Mittelschulen und
höhere Bundes-, Lehr- und Versuchsanstalten für
Wein-, Obst- und Gartenbau zu verstehen. Die
Absolvierung der Lehranstalten, an denen eine
Reifeprüfung vorgesehen ist, ist durch das Reife-
zeugnis, die Absolvierung der übrigen Lehr-
anstalten durch das Abgangszeugnis nachzu-
weisen. Offiziere des ehemaligen Bundesheeres,
die aus dem Offiziersanwärterkurs I der ehe-
maligen Heeresschule oder aus dem Wirtschafts-
offizierskurs hervorgegangen sind, sowie die Ab-
solventen der Militäroberrealschulen und der
ehemaligen Marineakademie werden Absolventen
einer mittleren Lehranstalt gleichgehalten.

(3) Das Anstellungserfordernis der Absolvie-
rung einer mittleren Lehranstalt wird durch eine
nach Vollendung des 18. Lebensjahres im Bundes-
dienst zurückgelegte Dienstzeit von acht Jahren
ersetzt, wenn der Wachebeamte den Nachweis
genügender Kenntnisse auf den Gebieten des all-
gemeinen Wissens im Sinne des Teiles B Ab-
schnitt I Abs. 3 der Dienstzweigeordnung, An-
lage 1 zur Dienstzweigeverordnung, BGBl.
Nr. 164/1948, erbringt.
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Abschnitt II.

D i e n s t z w e i g e , A m t s t i t e l u n d E r f o r d e r n i s s e z u r E r l a n g u n g v o n D i e n s t -
p o s t e n d e r V e r w e n d u n g s g r u p p e W l ,

Verwendungsgruppe W 1 (Leitende Beamte).
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TEIL B:
D i e n s t p o s te n der V e r w e n d u n g s -

g r u p p e W 2.
Abschnitt I.

Gemeinsame Bestimmungen über die besonderen
Erfordernisse zur Erlangung von Dienstposten

in der Verwendungsgruppe W 2.

Erfordernis für die Erlangung von Dienst-
posten der Verwendungsgruppe W 2 ist

1. eine mindestens achtjährige Exekutivdienst-
zeit, davon eine mindestens sechsjährige
praktische Exekutivdienstzeit (bei der Zoll-
wache im Grenzdienst) vor Beginn der Fach-
ausbildung für dienstführende Wachebeamte;
diese Erfordernisse gelten als erfüllt, wenn
der Wachebeamte die Voraussetzung für die
Erlangung eines Dienstpostens der Verwen-
dungsgruppe W 1 besitzt;

2. eine mindestens sehr gute Gesamtbeurteilung
für das der Zulassung zum Fachkurs und
für das der Ernennung vorangehende Ka-
lenderjahr;

3. die volle physische Eignung für den Exe-
kutivdienst; das zuständige Bundesministe-
rium kann im Einvernehmen mit dem Bun-
deskanzleramt von diesem Erfordernis Nach-
sicht erteilen, wenn der Mangel der vollen
Exekutivdiensttauglichkeit auf einen amtlich
festgestellten Dienstunfall oder auf eine im
Dienst erlittene gesundheitliche Schädigung
zurückzuführen ist und eine Verwendungs-
möglichkeit als dienstführender Wache-
beamter noch gegeben ist.

4. Die erfolgreiche Ablegung der im Ab-
schnitt II bestimmten Fachprüfung; von der
Ablegung der Fachprüfung sind Wache-
beamte befreit, die die gehobene Fach-
prüfung bestanden haben.
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Abschni t t I I .

D i e n s t z w e i g e , A m t s t i t e l u n d E r f o r d e r n i s s e z u r E r l a n g u n g v o n D i e n s t -
p o s t e n d e r V e r w e n d u n g s g r u p p e W 2 .

V e r w e n d u n g s g r u p p e W 2 (Diens t führende Beamte) .
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TEIL C:

D i e n s t p o s t e n d e r V e r w e n d u n g s -
g r u p p e W 3.

Abschnitt I.

Gemeinsame Bestimmungen über die besonderen
Anstellungserfordernisse für die in der Verwen-

dungsgruppe W 3 eingereihten Dienstzweige.

(1) Erfordernis für die Erlangung von Dienst-
posten der Verwendungsgruppe W 3 ist

1. die Vollendung des 20. Lebensjahres*) und
ein Höchstalter von 30 Jahren;

2. volle physische Eignung für den Exekutiv-
dienst;

3. eine Mindestgröße von 1'68 m, bei weib-
lichen Wachebeamten eine Mindestgröße von
1'63 m;

4. erfolgreiche Ablegung einer Aufnahms-
prüfung;

5. bei männlichen Beamten ferner lediger
Stand (geschieden oder verwitwet, in beiden

*) Wachebeamte, die das 20. Lebensjahr noch nicht
vollendet haben, sind bis zur Vollendung des 20. Lebens-
jahres in die Verwendungsgruppe W 4 eingereiht.

Fällen ohne Verpflichtung zur Obsorge für
Kinder im eigenen Haushalt) und auf Ver-
langen der Dienstbehörde die Selbst-
verpflichtung
a) zum ehelosen Stand innerhalb der ersten

drei Dienstjahre, •
b) zur Kasernierung im Rahmen der jeweils

geltenden Dienstvorschriften.

(2) Erfordernis für die Definitivstellung ist
1. eine Grundausbildung und praktische Er-.

probung von mindestens zwei Jahren;
2. die erfolgreiche Ablegung einer Dienst-

prüfung;
3. die volle physische Eignung für den Exe-

kutivdienst; das zuständige Bundesministe-
rium kann im Einvernehmen mit dem Bun-
deskanzleramt von diesem Erfordernis Nach-
sicht erteilen, wenn der Mangel der vollen
Exekutivdiensttauglichkeit auf einen amtlich
festgestellten Dienstunfall oder auf eine im
Dienst erlittene gesundheitliche Schädigung
zurückzuführen ist und eine Verwendungs-
möglichkeit als eingeteilter Wachebeamter
noch gegeben ist;

4. eine mindestens gute Gesamtbeurteilung.
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Abschnitt II.

Dienstzweige, Amtsti tel und Anstellungserfordernisse zur Erlangung
von Dienstposten der Verwendungsgruppe W 3.

Verwendungsgruppe W 3 (Eingeteilte Beamte).
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TEIL D:
Dienstposten der Verwendungsgruppe W 4.
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